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Liebe Leserinnen und Leser,

der öffentliche Dienst genießt als Arbeitgeber einen guten Ruf. Der DGB und sei-
ne Mitgliedsgewerkschaften haben viel dazu beigetragen, dass sich die Beschäf-
tigungsbedingungen der Beamtinnen und Beamten sowie der Tarifbeschäftigten 
positiv entwickelt haben. Aber: die öffentliche Hand lebt zunehmend von der Sub-
stanz. Pauschalen Kürzungsprogrammen stehen oft sogar neue Aufgaben gegen-
über. Dies kann nicht ohne Folgen für die Qualität bleiben, mit der die Bürgerin-
nen und Bürger öffentliche Leistungen und ein sicheres Leben erwarten können. 
Diese Zangenbewegung – mehr Aufgaben bei weniger Ressourcen – verschärft 
der öffentliche Dienst als Arbeitgeber dabei noch, indem er zu selten Prioritäten 
setzt und die Verantwortung für die öffentlichen Aufgaben bei den Beschäftigten 
belässt. Nicht zufällig ist der Krankenstand im öffentlichen Dienst besonders 
hoch. Ein guter Arbeitgeber muss sich hier viel frühzeitiger mit Aufgabenkritik und 
der Frage befassen, wie ausreichende Ressourcen für die Erledigung der Aufga-
ben zur Verfügung gestellt werden können. 
Eine ausreichende Personalbemessung und eine öffentliche Debatte, welche vom 
Kopf auf die Füße gestellt wird, das heißt in der die Frage gestellt wird, welche 
Aufgaben die Bürgerinnen und Bürger erfüllt sehen wollen und sich darauf fol-
gend um die Finanzierung dieser Aufgaben bemüht, müssen daher für diese Le-
gislatur auf der Tagesordnung stehen. Dazu gehört ein Gesundheitsmanagement, 
das die Fehler nicht beim Individuum sondern in den Strukturen sucht. Mit diesem 
Thema befasst sich das vorliegende Magazin für Beamtinnen und Beamte.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Karsten Schneider
Leiter der Abteilung Beamte 
und Öffentlicher Dienst beim 
DGB-BundesvorstandFo
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 Informieren Sie sich 
jetzt über unsere 
aktuellen Konditionen!

Baufinanzierung für den öffentlichen 
Dienst zu Top-Konditionen1)

Seit ihrer Gründung als Selbsthilfeeinrichtung für den öffentlichen Dienst im Jahre 1921 betreut die BBBank 
erfolgreich Beamte und Arbeitnehmer im öffentlichen Sektor. Dank dieser langjährigen Erfahrung und 
Historie als Beamtenbank in Verbindung mit einem besonderen Produkt- und Dienstleistungsangebot sind 
wir bis heute bevorzugter Partner der Beschäftigten des öffentlichen Sektors.

 Ihre Vorteile:

    Bis zu 100 %ige Finanzierung des Kaufpreises

    Sie haben die Wahl zwischen einer Sollzinsbindung 
von 5, 8 oder 10 Jahren

 3 Jahre tilgungsfreie Anlaufzeit möglich 2)

 Änderung des Tilgungssatzes bis zu dreimal möglich 2)3)

 Keine Bearbeitungsgebühr

 5 % Sondertilgungsrecht p. a.

  Persönliche Beratung durch Ihren BBBank-Berater 
für den öffentlichen Dienst
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Jetzt informieren:
  www.bezuegekonto.de oder 
Tel. 0 800/40 60 40 160 (kostenfrei)

A4_4c_Baufinanzierung_OeD.indd   1 22.04.13   15:28
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Krankheitsquote steigt weiter
2012 waren die Beschäftigten in der unmittelbaren Bundes-
verwaltung an 7,67 Prozent der Arbeitstage krankheitsbe-
dingt verhindert. Das bedeutet erneut einen Anstieg gegen-
über dem Vorjahr. Die Daten sind dem Gesundheitsförde-
rungsbericht des Bundesministeriums des Innern (BMI) zu 
entnehmen, der Ende 2013 veröffentlicht wurde. Berücksich-
tigt wurden insgesamt 242.845 Personen (ohne Soldatinnen 
und Soldaten). Laut Bericht geht der Zuwachs bei den Abwe-

senheitszeiten im öffentlichen Dienst des Bundes auf mehr 
Langzeiterkrankungen zurück. Dies sind Erkrankungen mit  
einer Dauer von mehr als 30 Tagen. Davon betroffen sind wie-
derum insbesondere ältere Beschäftigte. Demnach sind ältere 
Beschäftigte zwar weniger häufig krank als jüngere, dafür 
dauert die Erkrankung aber länger. Betrachtet man die Häu-
figkeit von Fehltagen nach Altersgruppen und berücksichtigt, 
dass das Durchschnittsalter von derzeit 45,6 Jahren unter an-
derem auf Grund der Anhebung der Regelaltersgrenze bei 

Bundesverwaltung 

Personalabbau und   
steigender Krankenstand

An die 56.000 Stellen wurden zwischen 2006 und 2012 in den obersten Bun-
desbehörden und ihren Geschäftsbereichen abgebaut. Im gleichen Zeitraum 
stieg der durchschnittliche Krankenstand der Beschäftigten von 15,37 auf 19,25 
Arbeitstage. Während innerhalb von sechs Jahren fast 19 Prozent des Personals 
eingespart wurde, nahmen die krankheitsbedingten Fehltage um 25 Prozent zu. 
Die Zahlen sind alarmierend.
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Rente und Pension in den nächsten Jahren weiter steigen 
wird, ist nicht mit einer Trendwende zu rechnen. Diesen 
Schluss zieht auch das BMI im vorliegenden Bericht.  

Die Altersstruktur und ihre Konsequenzen
Das BMI verweist auf die demografischen Rahmenbedingun-
gen als eine Ursache für den Krankenstand. So waren im Jahr 
2012 59,7 Prozent der Beschäftigten der unmittelbaren Bun-
desverwaltung älter als 45 Jahre während dies in der übrigen 
Erwerbsbevölkerung auf 44,6 Prozent zutraf. Angesichts der 
demografischen Entwicklung hebt das BMI die Bedeutung 
präventiver und gesundheitsförderlicher Maßnahmen hervor. 
Und in der Tat ist in den vergangenen zwei Jahren eine ver-
stärkte Zuwendung zum betrieblichen Gesundheitsmanage-
ment festzustellen, die unter anderem im Projektsteckbrief 
„Weiterentwicklung des Systematischen betrieblichen Ge-
sundheitsmanagements“ zum Ausdruck kommt. Dieser wur-
de im Zuge des Demografiegipfels der Bundesregierung im 
vergangenen Jahr unter Beteiligung der Gewerkschaften er-

arbeitet. Das BMI selbst betont immer häufiger die Wichtig-
keit eines Gesamtkonzepts für ein betriebliches Gesundheits-
management. An einem solchen muss sich die Führungs
ebene der Bundesverwaltung in den kommenden Monaten 
messen lassen. 
Zu einem umfassenden Konzept gehört auch die verantwor-
tungsvolle Aufgabe des betrieblichen Eingliederungsmanage-
ments (BEM). Arbeitgeber sind gesetzlich dazu verpflichtet, 
Beschäftigten, die innerhalb eines Jahres insgesamt 
mehr als sechs Wochen krankheitsbedingt 
am Arbeitsplatz gefehlt haben, ein 
BEM-Verfahren anzubieten. In des-
sen Rahmen sollen Lösungen für 
den Erhalt bzw. für die Wieder-
herstellung der Arbeitsfähig-
keit gefunden werden (siehe 
hierzu auch das Interview auf 
Seite 9). Mit Verweis auf den 
weiteren Anstieg von Langzeit

TITEL

0

Durchschnittliche Abwesenheit nach Alters- und Laufbahngruppen 
in der unmittelbaren Bundesverwaltung im Jahr 2012*
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Abwesenheitstage

Höherer Dienst

* Die Abbildung berücksichtigt ca. 73 Prozent der Beschäftigten der unmittelbaren Bundesverwaltung
   (nicht berücksichtigt: Geschäftsbereich des Bundesverteidigungsministeriums)

Quelle: Gesundheitsförderungsbericht 2012 des BMI.

Gehobener Dienst Mittlerer Dienst Einfacher Dienst

Die Gesundheits-
förderungsberichte finden Sie  

auf der Homepage des BMI unter  
www.bmi.bund.de – Themen –  

Moderne Verwaltung – Dienstrecht –  
Personalmanagement – Gesund- 

heitsmanagement.
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TITEL

erkrankungen ist dem BEM das Schwerpunktthema des Gesundheitsförderungsberichts 
gewidmet. Positive Ansätze sind also zu erkennen. Bezieht man jedoch die Tatsache der 
Stellenkürzungen in den vergangenen Jahren in die Betrachtung mit ein, liegt der 
Schluss nahe, dass auch Arbeitsverdichtung als ein 
wesentlicher Grund für einen zunehmenden Kran-
kenstand nicht von der Hand zu weisen ist. Krank-
heitsbedingte Abwesenheit wiederum führt zu einer 
Verschärfung der Situation für die anwesenden Be-
schäftigten. Die Verfasser des Berichts verschweigen 
auch nicht den umfangreichen Personalabbau, dem 
der öffentliche Dienst des Bundes seit Jahren ausge-
setzt ist. So heißt es dort: „Einer stetigen Reduktion 
des Personalumfangs stehen Aufgabenzuwächse 
[…] gegenüber.“ Zu dieser Problematik aber sind 
Lösungsansätze Fehlanzeige. 

DGB: Neueinstellungen erforderlich
Entsprechend der Forderung des DGB gegenüber 
den politischen Entscheidungsträgern, wurde der 
Kahlschlag beim Personal im öffentlichen Dienst zu-
mindest gestoppt. Jetzt sind aber – ergänzend zu 
Maßnahmen der betrieblichen Gesundheitsförde-
rung – sofortige Neueinstellungen erforderlich. Weil 
das betriebliche Eingliederungsmanagement, Ge-
sundheitskurse oder auch die arbeitsplatzbezogene 
Gefährdungsbeurteilung immer nur das Individuum 
oder maximal noch sein direktes Umfeld im Blick ha-
ben, bleiben Fehler im Gesamtsystem außen vor. Bei 
der Konzeption eines umfassenden Gesundheitsma-
nagements dürfen die Akteure die Augen nicht da-
vor verschließen, dass immer weniger Personal im-
mer mehr Aufgaben stemmen muss.

Entwicklung der Abwesenheitstage 
je Beschäftigtem in der 

unmittelbaren Bundesverwaltung 
seit 2006

2006
2007

2008

2009
2010

2011 2012

15,37
15,73

16,34

17,76
18,06

19,03 19,25

Anzahl der Beschäftigten in der 
unmittelbaren Bundesverwaltung 

seit 2006
298.558

281.568
274.529

267.079
262.149

256.783
242.845

2006

2007
2008

2009
2010

2011
2012

Quelle: Gesundheitsförderungsberichte 
von 2006 bis 2012 des BMI

Quelle: Gesundheitsförderungsberichte 
von 2006 bis 2012 des BMI

Das RentenPlus

Unsere Riester-Rente mit 
dem zusätzlichen Plus für 
Gewerkschaftsmitglieder

Riester-Rente + DGB-Vorteil = Das RentenPlus

www.das-rentenplus.de
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